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Nach dem Recht auf Rückkehr 

Von LUKAS H. MEYER (Bern) 

Haben heute lebende Palästinenser und insbesondere die, die in Flüchtlingslagern leben', ein 
Recht auf Rückkehr in ihre Häuser und darauf, dass sie ihr Eigentum zurückerhalten, weil sie 
gewaltsam und planmäßig aus ihrem Heimatland vertrieben wurden? Dass unter den Konflikt-
parteien keine Einigkeit über die Beantwortung dieser Frage samt ihrer Konsequenzen für 
eine staatliche Neuordnung Palästinas und Israels besteht, wird auch nach der Beendigung 
der jüngsten kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen Israel, den Palästinensern und 
den Hizbullah-Milizen im Libanon eine Kompromisslösung erschweren. Die Forderung der 
Palästinenser nach einem Recht auf Rückkehr in ihre angestammte Heimat und nach Repara-
tionen gründet sich nicht zuletzt auf die anhaltend negative Wirkung des historischen Un-
rechts der Vertreibungen auf das Wohlergehen insbesondere auch der indirekten Opfer. Im 
ersten Teil dieses Beitrags diskutiere ich mögliche Zweifel an der Geltung eines so begründe-
ten palästinensischen Rechts auf Rückkehr und Anspruchs auf Reparationen. Diese Zweifel 
betreffen die beiden Fragekomplexe, die zumindest teilweise den philosophischen Gegen-
stand der historischen Ungerechtigkeit definieren: erstens die Fragen, die vom Nicht-Identitäts-
problem ausgehen, wie es Derek Parfit in seinem Werk Reasons and Persons1 diskutiert, und 
zweitens die Fragen, die sich aus der Aufhebungsthese von Jeremy Waldron ergeben, die die-
ser in seinem Aufsatz Superseding Historie Injustice3 vorstellt. Der erste Zweifel verweist auf 
das Nicht-Identitätsproblem. Wie können gegenwärtig lebende Menschen von historischem 
Unrecht negativ betroffen sein, wenn doch das vergangene Unrecht zu den notwendigen Be-
dingungen ihrer Existenz und Identität gehört? Hierzu erläutere ich in Abschnitt 1 des ersten 
Teils, inwiefern Menschen sich von dem Zeitpunkt ihrer Entstehung an in einem geschädig-
ten Zustand befinden können, weil ihren Vorfahren - ihren (Groß-)Eltern - als direkten Op-
fern historischen Unrechts keine oder nur unzureichende Reparation geleistet wurde. Außer-
dem weise ich einen Begriff der Schädigung aus, dem zufolge Personen indirekte Opfer von 
Unrecht sind, sofern sie auf Grund der Wirkungen von Unrecht, das an früher lebenden Men-
schen verübt wurde, unterhalb eines Schwellenwerts von Wohlergehen leben. Die auf die 
Wirkung von historischem Unrecht abhebende Rechtfertigung von Reparationsansprüchen 
könnte zweitens - so die Aufhebungsthese - auf einer falschen Interpretation von Eigentums-
titeln beruhen. Einige Theoretiker vertreten die Auffassung, dass solche Reparationsansprüche 
ihre Geltung einbüßen oder aufgehoben sein können wegen der heute bestehenden veränder-
ten Umstände und der zeitlichen Distanz zur Unrechtstat. Allerdings ist zu prüfen, ob die 
Bedingungen ftir die Aufhebung von Unrecht erfüllt sind. Meine Diskussion der mit dem 
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Nicht-Ident i tä tsproblem und der Aufhebungs these verbundenen Fragen zeigt, dass beide Ein-
wände von geringer praktischer Bedeutung für die Bewer tung der Gel tung des Rechts auf 
Rückkehr der paläst inensischen Flüchtl inge sind. 

Wenn wir annehmen , das Recht auf Rückkehr besteht , dann ist zu untersuchen, wie dieses 
Recht angesichts weiterer relevanter legit imer Interessen und Rechte, der Konf l ik tgeschichte 
und der pol i t ischen Verhältnisse in der Region realisiert werden sollte. Hierzu vertrete ich 
in Abschni t t 1 des zwei ten Teils die Auf fas sung , dass die Paläs t inenser (oder doch viele von 
ihnen) gute oder zwingende Gründe haben, von der Real is ierung ihres Rechts auf Rückkehr 
nach Israel j edenfa l l s vor läuf ig abzusehen. Sie sollten im Zuge einer Verhandlungs- und 
Kompromiss lösung , die neben dem Staat Israel einen paläs t inensischen Staat schaf f t , der es 
den Paläst inensern er laubt , ihr Rech t au f S e l b s t b e s t i m m u n g auf e inem Tei lgeb ie t ihres 
H e i m a t l a n d e s a u s z u ü b e n , ihr Rech t au f R ü c k k e h r aus se t zen oder auf d i e se s Rech t ver-
z ich ten . Dann wi rd abe r e ine zwe i t e In te rp re ta t ion der n o r m a t i v e n B e d e u t u n g h is tor i -
schen Unrechts wicht ig , die ich in Abschni t t 2 des zwei ten Teils er läutere: Es gilt, ö f fent l ich 
a n z u e r k e n n e n , dass (heu te to te ) P e r s o n e n O p f e r des h i s to r i s chen U n r e c h t s der Vertre i -
b u n g e n waren . S y m b o l i s c h e K o m p e n s a t i o n s h a n d l u n g e n des Gedenkens zielen darauf , ei-
ner generellen, über den Tod des Rechtsträgers hinaus gegenwärt ig Lebende bindenden Pflicht 
mit Blick auf heute tote Opfe r historischen Unrechts zu entsprechen, nämlich da fü r zu sor-
gen, dass diesen Menschen die pos tume Reputat ion zukommt , die sie verdienen. Al lerdings 
setzte die g laubhaf te Betei lung an Bemühungen um symbol i sche Entschädigung der heute 
toten Opfe r der Vertreibungen auf Seiten Israels und der dem Zion i smus verpf l ichteten Juden 
nicht nur voraus, dass sie ihre Verantwortung öf fent l ich erklären, sondern auch, dass sie den 
über lebenden Opfe rn und deren Nachfah ren gegenüber ta tsächl iche Reparat ionsle is tungen 
erbr ingen, sofern dies mögl ich ist - und dies ist, wie ich in im ersten Teil des Aufsa tzes 
zeige, durchaus mögl ich . 

I. Zur Geltung des Rechts auf Rückkehr 

1. Die Wirkung des historischen Unrechts. Die Irrelevanz des Nicht-Identitätsprohlems. Das 
Nicht-Ident i tä tsproblem wirf t die fo lgende generel le Frage auf: Können gegenwärt ig lebende 
Personen gerechtfer t igte Ansprüche auf Entschädigung haben auf Grund dessen, was ihren 
Vorfahren oder anderen früher lebenden Personen angetan wurde, obwohl doch die Anspruchs-
träger nicht existierten, wenn die f rüher lebenden Personen diesen Schaden nicht erlitten 
hätten?4 Betrachten wir den Fall der Amer ikaner afr ikanischer Abs tammung , deren Vorfahren 
mit Gewal t aus Af r ika entführt und dann versklavt wurden. Haben ihre Nachfahren einen 
gerechtfer t igten Anspruch auf Entschädigung? 5 Ich werde hier eine Reihe spezif isch rechtli-
cher Fragen außer Acht lassen, etwa Ver jährungsbes t immungen und Fragen der persönl ichen 

Haftbarkei t . Für den nachstehend diskutierten Fall werde ich auch annehmen, dass die Her-
kunf t der bet ref fenden Person - nennen wir sie Robert - geklärt ist. Robert s tammt von Men-
schen ab, die unter Z w a n g als Sklaven nach Amer ika verbracht wurden / ' 

Nach herkömmlicher Auffassung können Menschen Ansprüche auf Kompensat ion fur Schä-
digungen erheben, die sie selbst erlitten haben. Wurde nun Robert als Nachfahre von Sklaven 
geschädigt auf Grund der Ungerecht igkei ten, die seine Vorfahren erlitten haben? Das übliche 
Verständnis von Schädigung 7 setzt voraus, dass die Existenz der geschädigten Personen als 
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Individuen von der schädigenden Handlung oder den schädigenden Maßnahmen unabhängig 
ist. Dieses Verständnis von Schädigung kann in der fo lgenden Formel ausgedrückt werden: 

(a) (hypothet isch-his tor ische Interpretation der Schädigung) Haben wir zu einem Zei tpunkt t in ei-

ner bes t immten Weise gehandel t (oder es unterlassen, so zu handeln)*, dann fügen wir einer Person 

dadurch nur dann Schaden zu, wenn unsere Handlung Ursache dafür ist, dass es der Person zu einem 

späteren Zei tpunkt t, schlechter geht, als es der Person zum Zei tpunkt t, gegangen wäre , hätten wir 

mit dieser Person überhaupt nicht interagiert.1 ' 

Der hypothetisch-historischen Interpretation der Schädigung entspricht das folgende Verständnis 
von Kompensa t ion eines ents tandenen Schadens: Eine Person ist dann vollständig für eine 
Handlung oder Politik (oder ein Ereignis)10 entschädigt , wenn es ihr so gut geht, wie es ihr 
ginge, wäre die Handlung nicht ausgeführ t worden. G e m ä ß dieser Interpretation von Schädi-
gung ist es nicht der Fall, dass Robert geschädigt wurde, weil seine Vorfahren ent führ t und 
versklavt wurden. Wären seine Vorfahren nicht entführt und versklavt worden, würde Robert 
heute (höchst wahrsche in l ich)" nicht existieren. Seine Existenz hängt von der Tatsache ab, 
dass die genealogische Kette an keiner Stelle unterbrochen wurde. Deshalb dürf ten die an-
fängl iche Ent führung in Afr ika , der Transport nach Amer ika und die Versklavung seiner Vor-
fahren notwendige Bedingungen dafür sein, dass Robert überhaupt zur Existenz g e k o m m e n 
ist. Wenn dies der Fall ist, wie ich für den Zweck des Arguments unterstellen werde, ginge es 
ihm nicht besser, wenn seine Vorfahren kein schl immes Unrecht erlitten hätten. Wir können 
deshalb diese Interpretation der Schädigung und die entsprechende Interpretation von Ent-
schädigung nicht bemühen; der von dieser Interpretation verlangte Zustand impliziert die 
Nichtexis tenz des Anspruchst rägers auf Entschädigung.1 2 

Auf diesen Einwand kann man in verschiedener Weise erwidern. Die Antwort , die ich am 
plausibelsten finde, beruf t sich auf einen anderen, zusätzl ichen zweiten Begriff von Schädi-
gung, der ident i tä ts-unabhängig ist.11 Solch ein Verständnis der Schädigung kann in der fol-
genden Formel ausgedrückt werden: 

(b) (Schwel lenwert in terpre ta t ion der Schädigung) 1 4 Haben wir zu einem Zei tpunkt t, in e iner be-

st immten Weise gehandelt (oder es unterlassen, so zu handeln), dann fügen wir einer Person dadurch 

nur dann Schaden zu, wenn die Lebensqualität dieser Person auf Grund unserer Handlung (Unterlas-

sung) unter ein bes t immtes Niveau fallt.15 

Gemäß dieser Interpretation von Schädigung wird eine Person dann vollständig für eine Hand-
lung oder Politik (oder ein Ereignis) entschädigt , wenn es dieser Person so gut geht, wie es 
der Person zu einem bes t immten Zei tpunkt gehen sollte. Robert kann geschädigt sein, weil 
seine Vorfahren entführt und versklavt wurden. O b Robert geschädigt wurde, hängt davon ab, 
ob der Umstand, dass seinen Vorfahren schl immes Unrecht angetan wurde, dazu geführ t hat, 
dass Robert unter das durch diesen Begriff der Schädigung bes t immte Niveau an Lebens-
qualität gefal len ist. O b dies bei Robert der Fall ist, wird von seiner gegenwär t igen Lebens-
quali tät abhängen . Die Schwel lenwer t in te rpre ta t ion von Schäd igung zieht ein zukunf t s -
orientiertes" ' Verständnis von Kompensa t ion nach sich. Entschädigung zielt darauf , dass 
Menschen wenigstens eine dem Schwellenwert entsprechende Lebensqualität erreichen. Wenn 
wir historische Ansprüche auf der Grundlage einer Schwellenwert interpreta t ion von Schädi-
gung analysieren, dann hängt die normat ive Relevanz von vergangenem Unrecht von ihrer 
kausalen Relevanz für das Wohlergehen heute (und zukünf t ig) lebender Menschen ab. Unsere 
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Pflichten gegenwärtig (und zukünftig) lebenden Menschen gegenüber zu erfüllen, mag durchaus 
erfordern, dass wir den Konsequenzen entgegenwirken, die auf den Umstand zurückzuführen 
sind, dass ihren Vorfahren schlimmes Unrecht angetan wurde. Jedoch reicht der Umstand, 
dass ihren Vorfahren Unrecht getan wurde, nicht hin, um gerechtfertigte Ansprüche auf Ent-
schädigung auf Seiten der Nachfahren heute zu begründen. 

Die Ansprüche der palästinensischen Flüchtlinge sind allerdings von denen der Nachfahren 
der Sklaven in den USA relevant verschieden. Das Nicht-ldentitätsproblem ist von geringer 
praktischer Bedeutung für die Bewertung der Geltung des Rechts auf Rückkehr der palästinen-
sischen Flüchtlinge - und das aus zwei Gründen: Erstens betrifft das Nicht-ldentitätsproblem 
nicht die Ansprüche überlebender Opfer von Unrecht. Unter den heute in den Flüchtlingslagern 
lebenden Palästinensern sind aber nicht wenige, die von den israelischen Kampftruppen ge-
waltsam und planmäßig vertrieben wurden.17 Der Schaden, den sie erlitten haben, kann ge-
mäß dem üblichen Verständnis aufgefasst werden: Die israelischen Maßnahmen haben diese 
Menschen schlechter gestellt, als es ihnen ginge, wenn sie nicht Opfer dieser Maßnahmen 
geworden wären. Diese Individuen würden für den erlittenen Schaden dann vollständig ent-
schädigt, wenn sie Entschädigungsleistungen erhielten, auf Grund deren es ihnen so gut gin-
ge, wie es ihnen ginge, wenn sie nicht vertrieben worden wären und ihr Eigentum nicht kon-
fisziert worden wäre. 

Zweitens schließt der Umstand, dass die historische Unrechtshandlung eine notwendige Be-
dingung der Existenz und Identität der Nachfahren ist, nicht aus, dass diese als mittelbare 
Opfer Entschädigungsansprüche im Sinne des üblichen, hypothetisch-historischen Verständ-
nisses von Schädigung haben. Für die ebenfalls in den Flüchtlingslagern lebenden Kinder und 
Enkel der Vertriebenen mag es stimmen, dass sie nicht existierten, wenn ihre (Groß-)Eltern 
nicht vertrieben worden wären. Die Ansprüche der mittelbaren Opfer können, erstens, gemäß 
der Schwellenwertkonzeption aufgefasst werden, sofern ihr Wohlergehen den relevanten 
Schwellenwert unterschreitet. Zweitens können aber auch mittelbare Opfer als Nachfahren 
der direkten Opfer Ansprüche gemäß dem hypothetisch-historischen Verständnis haben, inso-
fern sie von dem Zeitpunkt ihrer Entstehung an dadurch geschädigt wurden, dass Israel ihre 
(Groß-)Eltern daran gehindert hat, in ihre Häuser, Dörfer und Städte zurückzukehren18, und 
ihre (Groß-)Eltern nicht hinreichend entschädigt wurden: Weil sie die erste Generation der 
palästinensischen Flüchtlinge nicht restituiert oder hinreichend entschädigt haben, haben die, 
die solche Restitution oder Entschädigung schulden, deren Nachfahren geschädigt, wenn es 
stimmt, dass es diesen deshalb schlechter geht, als es ihnen erginge, wenn ihre Eltern restitu-
iert oder hinreichend entschädigt worden wären. Entsprechendes gilt für die Enkel der direkten 
Opfer: Weil deren Eltern nicht hinreichend entschädigt wurden, nämlich auch im hypothetisch-
historischen Sinn für den ihnen auf Grund mangelhafter oder ausgebliebener Entschädigung 
ihrer Eltern entstandenen Schaden, haben auch die Mitglieder der dritten Generation der 
Flüchtlinge Entschädigungsansprüche, wenn es stimmt, dass sie von dem Zeitpunkt ihrer 
Entstehung an dadurch geschädigt wurden, dass ihre Eltern und Großeltern nicht hinreichend 
entschädigt wurden. Entsprechendes gilt wiederum für die vierte Generation und so fort. 

In diesem zweiten Sinn ist die Geltung der Entschädigungsansprüche der späteren Genera-
tionen vom Nicht-ldentitätsproblem unbetroffen.19 Allerdings dürfte der Schaden, der den 
mittelbaren Opfern auf Grund der mangelhaften oder ausgebliebenen Entschädigung der di-
rekten Opfer (und der ihnen vorangehenden Generationen mittelbarer Opfer) zugefügt wurde, 
nicht nur deutlich geringer sein als der den eigentlichen Opfern zugefügte Schaden, sondern 
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die Entschädigungsansprüche der mittelbaren Opfer dürften auch von Generation zu Genera-
tion abnehmen. Denn deren jeweilige legitime Ansprüche auf Entschädigung hängen auch 
von ihren Handlungen und Unterlassungen (und den Handlungen und Unterlassungen der 
ihnen vorangehenden Generationen mittelbarer Opfer) ab und davon, welche Wirkung diese 
auf ihr Wohlergehen haben. Personen werden Handlungen normativ zugeschrieben, insofern 
sie selbst dafür verantwortlich sind, wie sie handeln. Daher dürfte die Stärke der Entschä-
digungsansprüche späterer Generationen mit der Zeit abnehmen, nämlich sofern sich die 
Entschädigungsansprüche auf das hypothetisch-historische Verständnis von Entschädigung 
beziehen und sofern sie sich auf die unzureichende Entschädigung der direkten Opfer und 
vorangehenden mittelbaren Opfergenerationen gründen. Je mehr das Wohlergehen der Nach-
fahren den Handlungen oder Unterlassungen zuzuschreiben ist, für welche sie selbst oder 
früher lebende mittelbare Opfer verantwortlich sind, desto weniger ist für die Bestimmung 
der Ansprüche der heutigen mittelbaren Opfer relevant, wie die Welt beschaffen wäre20, wenn 
die direkten Opfer (oder eine der vorangehenden Generationen mittelbarer Opfer) hinrei-
chend entschädigt worden wären.21 

Diese Einsicht ist von geringer praktischer Relevanz für die Einschätzung der Ansprüche 
der Nachfahren der Palästinenser, die aus ihrem Heimatland vertrieben wurden. Die meisten 
von ihnen sind die Kinder oder Enkelkinder der direkten Opfer. Die Ansprüche dieser mittel-
baren Opfer wegen des Schadens, der ihnen auf Grund mangelnder Entschädigung entstanden 
ist, dürften stark sein. Darin liegt ein Unterschied zu den Ansprüchen gegenwärtig lebender 
Amerikaner schwarzafrikanischer oder anderer Herkunft, die Nachfahren von Sklaven sind. 
Auch sie könnten gemäß dem hypothetisch-historischen Verständnis von Schädigung gerechte 
Ansprüche auf Entschädigung haben. Auf Grund der historischen Distanz dürften aber der-
artige Ansprüche der heute lebenden Nachfahren schwach sein, sofern sie sich auf die man-
gelhafte oder ausgebliebene Entschädigung der ursprünglichen Opfer gründen, also der Men-
schen, die als Sklaven in den USA lebten, und auf derartige auf das ursprüngliche Unrecht 
bezogene Ansprüche der vorangehenden Generationen von Nachfahren und mittelbaren Op-
fer. Andererseits können die heute lebenden Nachfahren von Sklaven in den USA Ansprüche 
im Sinne des historisch-hypothetischen Verständnisses auf Grund des Schadens haben, der 
ihnen oder - dann wieder als mittelbarer Schaden - ihren Großeltern und Eltern zugefügt 
wurde, insofern auch die jüngste Geschichte der USA von massiven Diskriminierungen, etwa 
gegen die Nachfahren der Sklaven, gekennzeichnet ist.22 

2. Die Wirkung des historischen Unrechts. Die Irrelevanz der Aufltehungsthese. Ich komme 
nun zur zweiten Quelle von Zweifeln über die Geltung von historischen Ansprüchen auf Re-
parationen. Historisches Unrecht mag dann keine Ansprüche auf Reparationen nach sich zie-
hen, wenn solche Ansprüche auf einer falschen Interpretation von Eigentumstiteln beruhen. 
David Lyons und Jeremy Waldron haben vorgebracht, dass die Auffassung, dass einmal erwor-
bene Besitzansprüche Bestand haben, solange wir sie nicht an jemanden anderen übertragen 
oder aufgeben, unplausibel ist, weil die Geltung von Besitzansprüchen und generell von Rechts-
ansprüchen aus prinzipiellen, also nicht bloß aus pragmatischen Gründen23, von den Umstän-
den abhängig ist. Veränderte Umstände können die Geltung von Ansprüchen aufheben. Nach 
Auffassung von Waldron gründet der Anspruch auf Land in der Idee, dass ein solcher An-
spruch integraler Bestandteil der Lebenspläne und Projekte von Menschen sowohl als Indivi-
duen als auch als Mitgliedern von Gruppen ist. Anspruch auf Land kann für Menschen wich-
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tig sein, weil er sie befähigt , die besonderen Güter zu realisieren, die ihre Lebensweise ihnen 
bietet.24 Wenn sich die Umstände ändern, dann kann es passieren, dass der Anspruch nicht 
mehr in diesem Sinne wicht ig ist oder jedenfa l l s an normat iver Bedeutung einbüßt. Zum 
Beispiel kann der Anspruch der ursprünglichen Besitzer auf das Land mit der Zeit schwächer 
werden, wenn sie andernorts leben. Denn zur au tonomen Real is ierung ihrer Lebensweise 
mag das Land dann für die ursprüngl ichen Besi tzer nicht mehr länger wichtig sein. Generel l 
gesprochen: Sind Ansprüche abhängig von den Hintergrundbedingungen, können sie ihre 
Gel tung einbüßen. Folgen wir Waldron, sind Eigentumsansprüche ein Komplex von negati-
ven und positiven Rechten sowie Vollmachten, deren Gel tung „circumstant ial ly sensi t ive" 
ist25, also von den Umständen abhängen kann. 

Für die Frage der Gel tung historischer Ansprüche auf Grund früheren Unrechts ist der 
nächste Schritt entscheidend: Wenn legitime Besitzansprüche (generell: Rechtsansprüche) von 
den Umständen abhängen, dann ist es mögl ich, dass die andauernde Wirkung il legit imen 
Besi tzerwerbs (generell : historischer Rechtsver le tzungen) auf Grund veränderter Umstände 
gerechtfer t igt ist, also zum Beispiel die sich his torischem Unrecht verdankenden, heute be-
stehenden Besitzverhältnisse womögl ich legitim sind. Die historische Ungerechtigkeit ist dann 
aufgehoben , wie es die so genannte Aufhebungs these besagt.26 Waldron gibt das Beispiel 
einer Gruppe, deren Mitgl ieder die legitimen Rechte anderer zur exklusiven Nutzung eines 
Wasserlochs verletzen. Auf Grund einer ökologischen Katast rophe erwerben dann aber die 
Eindringl inge ein Recht, das mi tzubenutzen, was sie vordem unrechtmäßig zu nutzen began-
nen. Unter diesen Umständen „ [ . . . ] sind sie berechtigt , das Wasserloch mitzubenutzen. Ihre 
Nu tzung des Wasserlochs gilt nicht länger als Unrecht ; v ie lmehr ist sie je tz t das, was die 
Gerecht igkei t fordert . Das ursprüngl iche Unrecht der ersten Gruppe an der zwei ten ist nun 
durch die Umstände aufgehoben." 2 7 Gerecht igkei t m a g erfordern, dass die ursprüngl ichen 
Besitzer des Landes ihr Land mit anderen teilen, j a sie können verpfl ichtet sein, ihr Land 
selbst mit denen zu teilen, die es von ihnen unrechtmäßig e rworben haben. Aber: Selbst wenn 
die A u f h e b u n g historischen Unrechts möglich ist, so ist zu zeigen, dass ein bes t immtes histo-
risches Unrecht in einer konkreten Situation aufgehoben ist, und ob das der Fall ist, „hängt 
davon ab, welche Umstände als moral isch bedeutsam [für die A u f h e b u n g historischen Un-
rechts] gelten können und wie die Umstände sich tatsächlich geändert haben".28 Die Plausibilität 
des Arguments zu Gunsten der Möglichkei t der A u f h e b u n g beruht auf dem hypothet ischen 
Fall einer ökologischen Katastrophe, sodass die Bedürfnisse anderer, von der Ressource Ge-
brauch zu machen, sowohl extrem sind als auch durch Umstände verursacht, die ihnen nicht 
zuzuschreiben sind. 

Ich gehe davon aus, dass die israelischen Kampfe inhe i ten die Paläst inenser unrechtmäßig 
von ihrem Land vertrieben haben und dass die Ane ignung des Landes unrechtmäßig war. Die 
These, diese historische Ungerecht igkei t sei heute aufgehoben , sodass ihre andauernde Wir-
kung, nämlich die souveräne Kontrol le Israels über das Land, als gerecht zu erachten ist, kann 
nicht überzeugen.2 9 Die Israelis können weder plausibel behaupten, souveräne Kontrol le über 
das Land auszuüben sei für sie lebensnotwendig, noch, dass eine Notlage, die ihnen nicht 
zuschreibbar ist, sie zu den Vertreibungen zwang."1 Die israelischen Maßnahmen von 1948 
standen sicher unter dem unmit te lbaren Eindruck der Shoa, dies kann sie j edoch nicht recht-
fert igen und auch nicht die bis heute gel tende Politik, die Vertriebenen an der Rückkehr in 
ihre Häuser, Dörfer und Städte zu hindern, legitimieren. Außerdem wird es - wenn wir Waldrons 
Erklärung von Eigentumsrechten folgen - davon abhängen, ob für die palästinensischen Flücht-
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linge der Verlust ihres Heimatlandes und ihres Eigentums von Bedeutung ist fur ihr Selbstver-
ständnis und dafür, wer sie sein wollen. Tatsächlich ist der Verlust sehr wichtig für sie, nämlich 
für ihre individuelle und kollektive Identität.31 Die Erklärung hierfür ist in der Bedeutung eines 
geteilten kommunalen Lebens zu sehen. Es erlaubt den Mitgliedern einer transgenerationellen 
kulturellen und ethnischen Gruppe, an der Realisierung der besonderen Güter ihrer Lebens-
weise teilzuhaben. Um diesen Wert zu realisieren, benötigt ein Volk üblicherweise einen 
bedeutenden Grad autonomer Kontrolle über Land, und für die Palästinenser gibt es keinen 
Ersatz für ihr Heimatland. Das ist gar nicht untypisch.32 Außerdem, und darauf hat Andrei 
Marmor mit Nachdruck hingewiesen, ist im Fall der palästinensischen Flüchtlinge der An-
spruch eines Rechts auf Rückkehr besonders dringend wegen der schlimmen Bedingungen, 
unter denen viele von ihnen in den Flüchtlingslagern leben - „mit sehr geringen Aussichten, 
dieser schlimmen Lage zu entkommen"." Im Falle der palästinensischen Flüchtlinge scheint 
es außer Frage zu stehen, dass ihre Sehnsucht nach ihrem Land und ihren abhanden 
gekommenen Häusern „nicht eine bloß sentimentale Angelegenheit"14 ist, vielmehr ist sie eng 
verknüpft mit dem individuellen und gemeinschaftlichen Sinn ihrer Identität. 

II. Nach dem Recht auf Rückkehr 

1. Realisierung des Rechts auf Rückkehr? Damit ist ein jüdisches Recht auf Selbstbestim-
mung nicht grundsätzlich in Frage gestellt.35 Dass sich die Umstände geändert haben, ist auch 
durchaus bedeutsam. Wir können eine ganze Reihe von Erwägungen unterscheiden, die für 
die Spezifikation des palästinensischen Rechts auf Rückkehr wichtig sind sowie dafür, wie 
dieses Recht ausgeübt werden sollte.36 Diese Erwägungen betreffen erstens die Frage, wie 
den dem palästinensischen Recht auf Rückkehr zu Grunde liegenden Interessen am besten 
gedient ist, zweitens die Frage, wie weitere legitime Interessen und Rechte der Palästinenser 
und anderer möglicherweise betroffener Personen und Gruppen zu respektieren und zu be-
rücksichtigen sind, und drittens pragmatische und strategische Überlegungen, wie das Ziel 
der Etablierung einer legitimen und stabilen politischen Ordnung in der Region bestmöglich 
gefordert werden kann. Zu den weiteren zu berücksichtigenden Rechten zählen insbesondere 
das jüdische und das palästinensische Recht auf Selbstbestimmung, das Recht der heute in 
Israel lebenden Menschen, nicht entwurzelt und vertrieben zu werden, die sozialen und öko-
nomischen Rechte der Israelis, der Palästinenser in den palästinensischen Gebieten und der 
Flüchtlinge sowie das Recht aller und auch zukünftig lebender Menschen in der Region, vor 
Verletzungen ihrer Grund- und Menschenrechte geschützt zu sein. 

Was die Realisierung des Rechts auf Rückkehr angeht, besteht die Aufgabe darin, eine 
Interpretation zu finden, die erstens im Sinne des Schutzes der Menschen- und Grundrechte 
zur Stabilisierung in der Region beiträgt und zweitens sowohl vereinbar ist mit dem jüdischen 
Recht auf Selbstbestimmung und dem Anspruch der Israelis, nicht ihrerseits vertrieben zu 
werden, als auch mit einer Deutung des Rechts auf Rückkehr, die die Palästinenser akzeptie-
ren können. 

Beharren die Palästinenser auf einer expansiven Deutung des Rechts, darauf also, dass 
viele Flüchtlinge in das heutige Israel zurückkehren können, nämlich in die Städte, Dörfer 
und Häuser, aus denen sie vertrieben wurden, dann bedeutete dies, dass die Existenzbedingung 
eines jüdischen Staates Israel unterminiert würde. Dies wäre bei allen drei häufig diskutier-
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ten Lösungen der staatlichen Organisation Palästinas (und Israels) der Fall37: offensichtlich 
dann, wenn solche Rückkehr einherginge mit der so genannten Einstaatenlösung, also der Grün-
dung eines demokratischen und säkularen Staates in Palästina, aber auch, wenn die Rückkehr 
vieler palästinensischer Flüchtlinge auf das Territorium des heutigen Israel mit der so genann-
ten binationalen Lösung verbunden würde, also der Gründung eines föderalen Staates mit jüdi-
schen und palästinensischen Teilstaaten, wobei die Palästinenser nur in die palästinensischen 
Teilstaaten zurückkehren dürften. Denn auch ein solcher binationaler Staat wäre jedenfalls 
auf der föderalen Ebene kein Staat mit jüdischem Charakter. Selbst wenn das Recht auf Rück-
kehr mit einer Zweistaatenlösung einherginge und viele Palästinenser nach Israel zurück-
kehrten, wäre ein jüdischer Staat Israel auf Dauer nicht aufrechtzuerhalten, wenn die Mehr-
heit der Bevölkerung nicht jüdisch wäre38, zumal dann nicht, wenn die zurückkehrenden 
Flüchtlinge, die in Israel heute lebenden Araber und insbesondere die palästinensischen Flücht-
linge in Israel (die so genannten internally displaced Palestinians in Israel oder internal 
refugeesf nicht (länger) Bürger zweiter Klasse in einem solchen Staat sein sollen und Israel 
als Staat nicht nur formal demokratisch sein, sondern um die Realisierung gleicher Beteiligungs-
rechte aller Bürger in Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft bemüht sein soll.40 Das jüdische 
Recht auf Selbstbestimmung kann jedoch, so die unter Israelis weithin vorherrschende und 
von säkularen und religiösen Zionisten geteilte Auffassung, nur in einem jüdischen Staat 
Israel realisiert werden - auch wenn höchst umstritten ist, worauf es fur den Erhalt und die 
Pflege des jüdischen Charakters des Staates im Besonderen ankommt.41 

Beharren andererseits die Israelis auf einer Realisierung des Rechts auf Rückkehr, die die 
Fortexistenz des jüdischen Staates Israel nicht gefährdet, dann verlangen sie von den Palästi-
nensern, etwas anzuerkennen, was ihnen gewaltsam aufgezwungen wurde, wofür insbesondere 
die für das Flüchtlingsproblem ursächlichen Vertreibungen stehen, nämlich die exklusive 
Realisierung des jüdischen Rechts auf Selbstbestimmung auf einem großen Teil des Gebiets 
des palästinensischen Heimatlandes. Aus Sicht vieler Palästinenser muss die Anerkennung 
des Rechts auf Rückkehr der Palästinenser durch Israel auch die Übernahme der politisch-
historischen Verantwortung für das Unrecht der Vertreibungen durch Israel bedeuten und da-
mit auch, dass der Staat Israel akzeptiert, dass die von ihm gewählten Mittel der Durchsetzung 
des jüdischen Rechts auf Selbstbestimmung nicht legitim gewesen sind. Da es aber nach auch 
in Israel früh geteilter Auffassung den Palästinensern nicht zugemutet werden konnte und 
kann, der Gründung und Existenz eines jüdischen Staates in ihrem Heimatland zuzustimmen, 
die Palästinenser also nur gezwungen (oder überredet) werden können, diese Form der Reali-
sierung des jüdischen Rechts auf Selbstbestimmung zu akzeptieren, stellt die implizite An-
erkenntnis der Illegitimität der zur Erreichung des Ziels eines jüdischen Staates in Palästina 
notwendigen Mittel das Ziel als solches in Frage. Deshalb kann es nicht überraschen, wenn 
viele Israelis und Palästinenser die Anerkennung des Rechts auf Rückkehr für unvereinbar 
mit dem Anspruch auf jüdische Selbstbestimmung in einem fortbestehenden jüdischen Staat 
Israel halten. 

Womöglich erwiese sich aber in der Praxis selbst eine expansive Interpretation dessen, was 
es hieße, das Recht auf Rückkehr zu realisieren, als mit der Existenz eines jüdischen und 
demokratischen Staates Israel vereinbar. Das wäre dann der Fall, wenn nicht viele Palästinen-
ser von ihrem Recht Gebrauch machen würden, in das heutige Israel zurückzukehren, weil die 
meisten es im Rahmen einer Zweistaatenlösung vorzögen, sich stattdessen auf dem Gebiet 
des dann gegründeten Staates Palästina anzusiedeln. Das setzte allerdings zumindest voraus, 
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dass die ökonomischen und anderen Rahmenbedingungen so günstig wären, dass die Palästi-
nenser ihr Recht auf Selbstbestimmung auf einem Teil des Territoriums ihres Heimatlandes 
realisieren könnten - Bedingungen, von denen bis heute nicht die Rede sein kann.42 Zudem ist 
es längerfristig zweifelhaft, ob künftige Generationen von Israelis den jüdischen Charakter des 
Staates Israel werden aufrechterhalten wollen, zumal auch bei einer Zweistaatenlösung der 
dann jüdische Staat Israel in den Grenzen vor 1967 mit fast 25 Prozent Arabern43 ein, was die 
Population angeht, binationaler Staat wäre und, wie man hoffen darf, ökonomische, soziale und 
kulturelle Gründe eine Kooperation der zwei Staaten Israel und Palästina befördern würden. 
Daher könnten sich auch bei einer Zweistaatenlösung Israel und Palästina langfristig zu 
binationalen Staaten entwickeln, oder es könnte ein binationaler gemeinsamer Staat entstehen. 

Selbst wenn die neu ausgebrochenen kriegerischen Auseinandersetzungen Israels mit den 
Palästinensern und den Hizbullah-Milizen auf libanesischem Gebiet bald beigelegt werden 
sollten, ist aus den genannten Gründen nach vielen Jahren gewaltsamer Auseinandersetzungen 
zwischen Israelis und Palästinensern heute weder damit zu rechnen, dass die palästinensische 
Seite in Verhandlungen den Anspruch auf einen jüdischen Staat Israel anerkennt, noch davon 
auszugehen, dass die israelische Seite in Verhandlungen ein Recht auf Rückkehr der Palästi-
nenser anerkennt. Denn eine solche wechselseitige Anerkennung der jeweiligen zentralen his-
torischen Ansprüche setzte eine auf Versöhnung zielende Verständigung voraus. Für diese 
wäre die Deutung der historischen Geschehnisse auch im Sinne der Zuschreibung historisch-
politischer Verantwortung zentral. Sie zielte auf die Veränderung der sozialen, ökonomischen 
und politischen Verhältnisse sowohl zwischen den Parteien in Israel als auch zwischen Israel 
und den Palästinensern. Ergebnis einer solchen Entwicklung im Sinne der Transitional Justice** 
könnte ein Neuanfang unter gleichberechtigten Partnern insbesondere mit Blick auf die Rea-
lisierung ihres jeweiligen Rechts auf Selbstbestimmung in Palästina sein.45 

Auf dem Verhandlungsweg dürfte jedoch für die absehbare Zukunft bestenfalls ein Zwei-
staatenkompromiss möglich sein, bei dem ohne Anerkennung des Rechts auf Rückkehr dem 
Staat Palästina auch von Israel Kompensation- und Versorgungsleistungen gewährt würden 
und bei dem die Palästinenser zwar den Staat Israel in den Grenzen vor 1967, nicht aber 
dessen jüdischen Charakter anerkennen.46 Ein solcher Verhandlungskompromiss könnte zu 
einer Befriedung der Lage fuhren. Das wäre eine wichtige Voraussetzung dafür, dass Menschen 
auf beiden Seiten in der Zukunft vor Menschenrechtsverletzungen geschützt werden können. 
Aber ein solcher Kompromiss bliebe prekär, weil er fur beide Seiten nur um den Preis zu 
erreichen ist, dass ihre jeweiligen zentralen historischen Ansprüche mindestens vorläufig 
weiterhin keine Anerkennung finden: weder die Legitimität Israels als jüdischer Staat im Sinne 
der zionistischen Deutung des jüdischen Rechts auf Selbstbestimmung noch - was insbesondere 
für die palästinensischen Flüchtlinge schwer zu ertragen wäre - das Recht auf Rückkehr einer 
großen Zahl von Palästinensern in das heutige Israel. Ein solches Verhandlungsergebnis bedeu-
tete insbesondere für die palästinensischen Flüchtlinge einen hohen Preis: Ihr Recht auf Rück-
kehr würde durch eine solche Einigung weiterhin auch als moralischer Anspruch nicht an-
erkannt, was seine zukünftige Anerkennung und Realisierung weiter erschweren dürfte. 

2. Symbolische Entschädigung. Wenn im Ergebnis die (oder doch viele der) palästinensischen 
Flüchtlinge nicht in ihre Städte, Dörfer und Häuser im heutigen Israel zurückkehren sollten, 
ihnen stattdessen auch durch Israel materielle Hilfe geleistet und den Palästinensern auf ei-
nem Teilgebiet ihres Heimatlandes unter im besten Fall günstigen Bedingungen ermöglicht 
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würde, ihr Recht auf Se lbs tbes t immung wahrzunehmen , dann ist j edoch eine zwei te Interpre-
tation der normat iven Bedeutung historischen Unrechts wichtig: Es kommt darauf an, dass 
wir uns angemessen auf die heute toten Personen als Opfe r des historischen Unrechts der 
Vertreibung beziehen - nämlich, so möchte ich vorschlagen, indem wir sie als Opfe r von 
Unrecht symbolisch entschädigen.4 7 Wir können unterstellen, dass Menschen generell ein 
Interesse daran haben, einen guten pos tumen Ruf zu genießen. Werden Menschen auf schl im-
me Weise in ihren Rechten verletzt, dann hängt ihr pos tumer Ruf davon ab, dass sie als Opfe r 
dieses Unrechts Anerkennung f inden - und andere als Täter identifiziert werden. Solche An-
erkennung verlangt wenigs tens die öf fent l iche Feststellung, dass diese Menschen Opfe r von 
Unrecht gewesen sind. Das ist dann besonders wichtig, wenn die Täter behaupten, es sei 
gerechtfer t igt gewesen , die Menschen so zu behandeln , wie sie sie behandel t haben - und 
noch wicht iger dann, wenn andere diese Behauptung unterstützen.4 8 Wird eine solche Be-
hauptung von vielen für wahr gehalten, ist dies direkt rufschädigend für das Opfer . Es bedeu-
tet, dass das Opfer eine Person gewesen ist, die es verdient, in ihren grundlegendsten Rechten 
verletzt zu werden. Die Behauptung, eine Person verdiene es, so behandel t zu werden, gehört 
zu den bösesten Verleumdungen einer Person4 9 - gerade wenn wir der Auf fa s sung sind, dies 
könne für n iemanden j e wahr sein. 

Z w a r kann eine er innernde Bezugnahme auf heute tote Personen keinen Momen t ihres 
Lebens ändern. Indem wir heute tote Opfe r der Vertreibungen als Opfe r von sch l immem Un-
recht anerkennen, können wir ihr Wohlergehen nicht positiv beeinf lussen. Solche Anerken-
nung kann auch nicht den toten Opfe rn gegenüber ausgedrückt werden , sondern nur gegenü-
ber gegenwär t ig lebenden Menschen angesichts des Unrechts , das f rüher lebende Menschen 
erlitten haben. Stehen wir aber unter über lebenden Pflichten5 0 mit Blick auf vers torbene Op-
fer vergangenen Unrechts wegen der von ihnen erli t tenen Rechtsver le tzungen, dann wird die 
Erfül lung unserer Pflicht, also die öffent l iche Anerkennung des von ihnen erlittenen Unrechts, 
die Beziehung zwischen uns und den toten Opfern historischen Unrechts ändern. Die f rüher 
lebenden Opfer dieser Unrechtstaten werden dann die pos tume Eigenschaf t haben, dass ihr zu 
Lebzeiten bes tehender Anspruch von uns in Erfül lung einer über lebenden Pflicht mit Blick 
auf sie realisiert wurde. Die Veränderung der Beziehung zwischen einer gegenwär t ig leben-
den und einer toten Person beruht demnach auf einer tatsächlichen Veränderung der ersteren 
Person. 

Auf Seiten des zu gründenden paläst inensischen Staates und der Palästinenser, der Nach-
fahren der Opfer , ist die Erfül lung der über lebenden Pflicht, die Opfe r der Vertreibungen als 
solche anzuerkennen, ident i tä tss t i f tend." Die er innernde Solidarität mit den f rüheren Mit-
gliedern ihres Volkes drückt sich darin aus, dass man ihrer als Opfe r von Unrecht mit Respekt 
oder Dankbarkei t gedenkt - mit Dankbarkei t , sofern gerade diese Menschen sich zum Bei-
spiel durch selbstlosen Widerstand gegen die Vertreibung um die Wahrung der legitimen 
paläst inensischen Interessen und Rechte verdient gemacht haben.52 Für die Täter und ihre 
Nachfahren , hier fü r Israel und die dem Zionismus verpfl ichteten Juden, ist die Teilhabe an 
Bemühungen um die symbolische Entschädigung der Opfer der Vertreibungen schwierig. Denn 
sie würden j a nicht auf eine Weise, die die t ransgenerat ionel le Identität einer Gruppe häuf ig 
mit ausmacht , der Vorfahren, denen als Mitgl ieder ihrer Gruppe von anderen Unrecht getan 
wurde, gedenken, sondern vie lmehr Opfe r von Unrecht , das im N a m e n des eigenen Staates 
und zur Durchsetzung des eigenen transgenerat ionel len Projekts verübt wurde, öffent l ich als 
solche anerkennen. Soll heute toten Opfern von Vertreibung gedacht werden, denen die Rück-
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kehr verwehrt wurde und die nie hinreichend entschädigt wurden, ist dies nicht möglich, ohne 
die politische und historische Verantwortung für die Vertreibungen und die Nichtentschädigung 
der Opfer zu deren Lebzeiten zu klären und gegebenenfalls hierfür Verantwortung zu über-
nehmen. Zudem sind symbolische Entschädigungshandlungen nur glaubhaft, wenn sie auch 
als Ausdruck der Bereitschaft zu tatsächlicher Wiedergutmachung und Kompensation, inso-
fern solche möglich ist, gelten können. Handlungen symbolischer Entschädigung zielen da-
rauf, den Ruf wiederherzustellen, der Menschen zusteht, nachdem sie Unrecht erlitten haben 
und als Opfer von Unrecht keine Anerkennung gefunden haben. Die Botschaft symbolischer 
Entschädigungshandlungen ist: Könnten wir im Sinne tatsächlicher Wiedergutmachung und 
Kompensation das Wohlergehen der Opfer positiv beeinflussen, dann würden wir dies tun. 
Unsere symbolischen Entschädigungshandlungen stehen für Handlungen tatsächlicher Wie-
dergutmachung und Kompensation, die wir ausführten, wenn es uns denn möglich wäre. 

Wollte man die mangelnde israelische Bereitschaft erklären, eine auf Versöhnung zielende 
Verständigung mit den Palästinensern zu erreichen, so dürfte dabei als ein Faktor53 eine Rolle 
spielen, dass dies gerade mit Blick auf die Vertreibungen eine Klärung und die Übernahme 
von politischer und historischer Verantwortung erforderte und dass hier angesichts der großen 
Zahl von überlebenden Flüchtlingen und deren Nachfahren, ihrer Forderungen nach Restitu-
tion und der dramatisch schlechten Lage der Palästinenser gerade auch in den von Israel 
besetzten und kontrollierten Gebieten es Israel durchaus und im üblichen, hypothetisch-histo-
rischen Sinne von Kompensation möglich wäre, in erheblichem Maße tatsächliche Reparations-
leistungen zu erbringen.54 

III. Schluss 

Die untersuchten Einwände, die mit dem Nicht-ldentitätsproblem und der Aufhebungsthese 
verbundenen Fragen, sind von geringer praktischer Bedeutung für die Bewertung der morali-
schen Geltung des Rechts auf Rückkehr der palästinensischen Flüchtlinge. Der politischen 
Anerkennung dieses Rechts steht aber entgegen, dass viele Israelis die Realisierung des Rechts 
auf Rückkehr für unvereinbar halten mit dem jüdischen Anspruch auf Selbstbestimmung, der 
in einem souveränen Staat Israel mit jüdischem Charakter zu verwirklichen sei. Angesichts 
der bestehenden Machtverhältnisse könnten bestenfalls nur wenige der vertriebenen Palästi-
nenser und ihrer Nachfahren ihr Recht auf Rückkehr in ihre Häuser, Dörfer und Städte in Israel 
realisieren, ohne den so verstandenen jüdischen Anspruch auf Selbstbestimmung zu untermi-
nieren. Es ist deshalb vorläufig und auf absehbare Zeit nur ein Zweistaatenkompromiss mög-
lich, der beiden Seiten erlaubt, ihr jeweiliges Recht auf Selbstbestimmung auf einem Teilge-
biet Palästinas zu realisieren, wobei für den zu gründenden palästinensischen Staat allerdings 
erhebliche internationale Hilfeleistungen erforderlich sind. Ein solcher Kompromiss versprä-
che vor allem auch, die Grund- und Menschenrechte aller gegenwärtig wie auch zukünftig 
lebenden Menschen in der Region besser zu sichern. Eine entsprechende Vereinbarung be-
ruhte nicht auf einem gemeinsamen Verständnis der historisch-politischen Verantwortung für 
die Vertreibungen. Die israelische Seite würde einen palästinensischen Staat anerkennen, 
nicht jedoch das Recht auf Rückkehr der Palästinenser nach Israel. Die palästinensische Seite 
würde den Staat Israel anerkennen, nicht jedoch als jüdischen Staat. Für die allermeisten der 
palästinensischen Flüchtlinge bedeutete dies, ihr Recht auf Rückkehr mindestens vorläufig 
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auszusetzen; für die in Israel lebenden Araber und palästinensischen Flüchtlinge [internal 
refugees] bedeutete es, dass sie als Bürger Israels weiterhin keine gleichen Beteiligungsrechte 
besäßen. Die palästinensischen Flüchtlinge könnten in einen zu gründenden palästinensischen 
Staat migrieren, der es ihnen im besten Fall erlaubte, auf einem Teilgebiet ihres Heimatlandes 
ihr Recht auf Selbstbestimmung wahrzunehmen - was aber erforderte, die sozialen und ökono-
mischen Rechte der Palästinenser in einem palästinensischen Staat langfristig zu sichern. Der 
Beteiligung Israels an Bemühungen um symbolische Entschädigung der heute toten Opfer der 
Vertreibungen wären enge Grenzen gesetzt, da solche Bemühungen nur glaubhaft sind, wenn 
sie auf der Klärung der Verantwortung für das Unrecht beruhen und mit der Bereitschaft ein-
hergehen, tatsächliche Wiedergutmachung und Kompensation zu leisten, insofern dies möglich 
ist. Die Lage bliebe auch nach einer solchen Kompromissvereinbarung, die angesichts der neu 
ausgebrochenen kriegerischen Auseinandersetzungen in weite Ferne gerückt zu sein scheint, 
äußerst prekär - nicht zuletzt, weil die zentralen historischen Ansprüche beider Konfliktparteien 
unerfüllt blieben. Eine auf Versöhnung zielende Verständigung über die gerechten Ansprüche 
der Konfliktparteien auf der Grundlage der Klärung und Übernahme von politischer und his-
torischer Verantwortung nicht zuletzt fur das Unrecht der Vertreibungen stünde auch nach der 
Einigung auf einen Zweistaatenkompromiss weiter aus.55 
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ons, in: Report f rom the Institute for Phi losophy and Public Policy, 20 (2000), 1 - 8 ; D. Lyons, Unfinished 
Business. Racial Junctures in US History and Their Legacy, in: Justice in Time, a. a. O., 2 7 1 - 2 9 8 . 
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6 Diese A n n a h m e n mach t auch J a m e s S. Fishkin in seiner Diskuss ion , ob U S - A m e r i k a n e r n a f r ikan i sche r Ab-
s t a m m u n g wegen der Versklavung ihrer Vorfahren Entschäd igung geschulde t wird (vgl. ders. , Just ice be tween 
Generat ions . Compensa t ion , Identity, and Group Membersh ip , in: Compensa tory Justice, hg. v. J. W. C h a p m a n , 
N e w York /London 1991, 8 5 - % , hier: 9 1 - 9 3 ) . 

7 Zur Diskuss ion verschiedener Schädigungsbegr i f fe im intergenerat ionellen Kontext vgl. D. Parfit, Reasons and 
Persons, a. a. O., 4 8 7 - 4 9 0 ; J. S. Fishkin, The Limits of lntergenerat ional Justice, Just ice Between Age Groups 
and Generations, hg. v. P. Laslett/J. S. Fishkin, New Haven/London 1 9 9 2 , 6 2 - 8 3 , hier: 63 f.; S. Shiffr in, Wrongful 
Life, Procreat ive Responsibil i ty, and the Signi f icance of Harm, in: Legal Theory, 5 (1999), 117-148 . 

8 Zur Ver te id igung der A u f f a s s u n g , dass bes t immte Typen von N ich t -Hand lungen , näml ich Unte r l a s sungen , 
schäd igend sein können , vgl. J. Fe inberg , T h e Moral Limits of the Cr imina l Law. Bd. 1. Harm to Others , 
O x f o r d 1984, Kap. 4 . 

9 Ich z iehe die Formul ie rung „hät ten wir mit dieser Person überhaupt nicht interagier t" David Gauth iers Formel 
„in our a b s e n c e " (in unserer A b w e s e n h e i t ) vor (D. Gauth ier , Mora l s by Agreemen t , O x f o r d 1986, 2 0 3 - 2 0 5 ) . 
Beide Formul ie rungen sind mit P rob lemen behaf te t . Hier können diese P rob leme nicht aus führ l i ch diskut ier t 
werden . Gau th ie r weist selbst d a r a u f h i n , dass seine Formul ie rung mit Blick auf Si tuat ionen unzure ichend ist, 
in denen eine Person eine best immte soziale Rolle übernommen hat, zum Beispiel die eines Ret tungsschwimmers , 
die zum Teil durch anderen geschu lde te posi t ive Pf l ichten def in ier t ist. Wenn e ine Person eine so lche Rolle 
übe rn immt , kann ihre „ A b w e s e n h e i t " in e iner Si tuat ion, in der sie zu e iner Intervent ion verpf l ich te t ist, die 
Si tuat ion ande re r verschlechtern (ebd. , 205) . Die von mir vo rgezogene Formul i e rung legt p laus ib le rweise 
nahe, dass e ine solche Rolle a n z u n e h m e n eine Interaktion konst i tu ier t , näml ich zwischen der dann verpf l i ch-
teten Person und denen , denen sie die E r fü l lung ihrer Rol lenpf l i ch ten schuldet . 

10 Menschen können durch Ereignisse geschädigt werden , e twa durch eine Naturka tas t rophe . Die fo lgende Uber-
legung ist dann relevant , wenn ein so lches Ereignis eintrit t , bevor die Exis tenz der Person, die den A n s p r u c h 
auf En t schäd igung gel tend macht , verursacht wurde . 

11 Unse re Hand lungen können eine Wi rkung auf die gene t i sche Identi tät zukün f t i g lebender M e n s c h e n haben , 
insofern sie mi t te lbar das Reprodukt ionsverha l ten von Menschen beeinf lussen können , desha lb den Ze i tpunkt 
der Konzep t ion und desha lb sehr wahrsche in l i ch auch , aus w e l c h e m besonderen Ze l lpaar zukünf t ige M e n -
schen e rwachsen . Wird eine Eizel le von e inem anderen S p e r m a t o z o o n bef ruch te t , dann wird e ine ande re 
Person ents tehen - genet isch gesprochen . Jedoch bes t immt der Ze i tpunkt der Konzept ion nicht no twend ig die 
gene t i sche Identi tät e ines Kindes. Mehr als nur eine direkt reprodukt ive Handlung kann zur Ents tehung ein und 
desselben Kindes führen. Ein Paar, das mehrmals Geschlechtsverkehr hat, kann ein und dasse lbe Kind verursa-
chen, solange das O v u m dasselbe ist, das heißt: innerhalb einer Periode. Selbst innerhalb derselben Periode wird 
ein Paar, das mehrfach Geschlechtsverkehr hat, angesichts der großen Menge an Spermatozoa und der hohen 
Wahrscheinlichkeit , dass das O v u m von e inem anderen Spermatozoon befruchtet wird, wahrscheinl ich verschie-
dene Menschen verursachen. Nicht reprodukt ive alternative Handlungen, die das Reprodukt ionsverhal ten von 
Menschen beeinf lussen und deshalb den Zeitpunkt der Konzept ion, führen also nicht notwendigerweise zu gene-
tisch verschiedenen Menschen . Im Laborator ium kann ein Techniker in der Lage sein, die Ents tehung der gene-
tisch identischen Person jetzt oder zu einem anderen Zei tpunkt herbeizuführen, indem er dasselbe Spermatozoon 
und dasselbe O v u m verwendet (vgl. D. Parfit, Reasons and Persons, a. a. O., 351 t'.). John S i m m o n s beruf t sich 
auf die Tatsache , dass gene t i sch ident ische Personen durch un te rsch ied l iche Hand lungen und unter verschie-
denen Bed ingungen zur Exis tenz gebrach t we rden können (vgl . ders. , Histor ical Rights and Fair Shares , in: 
Law and Phi losophy, 12 [1995] , 149 -184 , hier : 178 f.; vgl . auch M. A. Roberts , Chi ld versus Chi ldmaker . 
Future Persons and Present Dut ies in Ethics and the Law, L a n h a m 1998, Abschni t t e 3.4 und 3.5.) . Rober ts 
behauptet , es sei moral isch irrelevant, ob es wahrschein l ich ist, dass ebendiese lbe Person wahrschein l ich exis-
tiert haben würde , es sei abe r mora l i sch re levant , dass ebend iese lbe Person exist ier t haben könnte . In vielen 
Fäl len können wi r j e d o c h die letztere Mögl i chke i t aussch l i eßen . Soll te e ine in te rven ie rende Hand lung die 
Konzep t ion für meh r als e inen M o n a t ve r sch ieben (und desha lb die Mögl ichke i t aussch l ießen , dass dasse lbe 
O v u m durch dasse lbe Spe rma tozoon bef ruch te t wird) , dann könnte ebendiese lbe Person nicht exist ier t haben. 
N e h m e n wir zum Beispiel an, e ine Frau weiß , dass das Baby, das sie j e tz t e m p f a n g e n kann, taub sein wird , 
weil sie unter e iner bes t immten Erk rankung leidet. G lück l i che rwe i se gibt es e ine B e h a n d l u n g für die Erkran-
kung, sodass die Frau nach der B e h a n d l u n g ein völ l ig no rma les Kind wird e m p f a n g e n können . Die Behand-
lung dauer t drei Mona te . Unter diesen U m s t ä n d e n könnte ebendas Kind, das sie z u m ers tgenannten Ze i tpunkt 
e m p f a n g e n kann, n icht anders als taub gezeug t we rden (vgl. D. Parf i t , Reasons and Persons , a. a. O., 357 f.). 



636 Lukas H. Meyer, Nach dem Recht auf Rückkehr 

12 Man kann sich auch nicht auf den diachronischcn Begriff der Schädigung berufen: 
(c) (diachronischer Begriff der Schädigung) Haben wir zu einem Zeitpunkt t, in einer bestimmten Weise 
gehandelt (oder es unterlassen, so zu handeln), dann fügen wir einer Person dadurch nur dann Schaden zu, 
wenn unsere Handlung Ursache dafür ist, dass es der Person zu einem späteren Zeitpunkt t, schlechter geht, 
als es der Person ging, bevor wir auf diese Weise gehandelt haben, also vor t r 

Dieser Begriff setzt nämlich voraus, dass wir dem Nachfahren einen bestimmten Zustand des Wohlbefindens 
zuschreiben können, und zwar zu dem in der Vergangenheit liegenden Zeitpunkt, zu welchem ihren Vorfahren 
Unrecht angetan wurde. 

13 Vgl. L. H. Meyer, Past and Future. The Case for an Identity-Independent Notion of Harm, in: Rights, Culture, 
and the Law. Themes from the Legal and Political Philosophy of Joseph Raz, hg. v. L. H. Meyer u. a., Oxford 
2003, 143-159. Eine andere Antwort beruht auf einer nicht-konsequenzialistischen Interpretation der Bezie-
hung zwischen .einer Person Unrecht tun' und ,eine Person schädigen': Können wir einer Person Unrecht tun, 
ohne sie zu schädigen, dann kann eine Person einen Anspruch auf Richtigstellung haben, ohne geschädigt 
worden zu sein. Ein Anspruch auf Richtigstellung könnte vom Nicht-ldentitätsproblem unberührt sein (so 
jedenfalls: R. Kumar, Who Can Be Wronged?, in: Philosophy and Public Affairs, 31 [2003], 99-118). Davon 
verschieden ist meine Interpretation der ethischen Bedeutung von früherem Unrecht (vgl. L. H. Meyer, Obli-
gations Persistantes et Réparation Symbolique, in: Revue Philosophique de Louvain, 101 [2003], 105-122; 
vgl. auch unten, Abschnitt 2 des zweiten Teils). 

14 Für ähnliche Bezeichnungen der unterschiedenen Schädigungsbegriffe vgl. Th. W. Pogge, .Assisting' the 
Global Poor, in: The Ethics of Assistance. Morality and the Distant Needy, hg. v. D. K. Chatterjee, Cambridge 
2004, 260-287. 

15 Wie Joseph Raz in The Morality of Freedom (Oxford 1986, 414) schreibt: „Roughly speaking, one harms 
another when one's action makes the other person w orse off than he was, or is entitled to be, in a way which 
affects his future well-being. So much is a matter of meaning." (Hervorhebung von mir, L. H. M.) 

16 Die Relevanz der zukunftsorientierten Bewertung der normativen Bedeutung früheren Unrechts haben besonders 
hervorgehoben: D. Lyons, The New Indian Claims and Original Rights to Land, a. a. O.; J. Waldron, Superseding 
Historie Injustice, a. a. O.; Β. A. Ackerman, The Future of Liberal Revolution, New Haven 1992, 72-73; 
ders., Temporal Horizons of Justice, in: The Journal of Philosophy, 94(1997), 299-331. Für eine Gerechtigkeits-
theorie, die unsere Pflichten in vergangenheitsorientierter Überlegung gründet, vgl. R. Nozick, Anarchy, State, 
and Utopia, Oxford 1974, 152 f. Nozicks Theorie beruht auf kontrafaktischer Überlegung. Für eine Kritik vgl. 
auch D. Lyons, The New Indian Claims and Original Rights to Land, a. a. O.; G. Sher, Ancient Wrongs and 
Modern Rights, in: Philosophy and Public Affairs, 10 ( 1981), 3 -17 (vielfach wieder abgedruckt in Sammel-
bänden); J. Waldron, Superseding Historie Injustice, a. a. O. Nur aus epistemischen Gründen schlägt Nozick 
das Differenzprinzip von John Rawls - ein zukunftsorientiertes Prinzip, das bestimmt, wie die Zukunft ausse-
hen soll - als ein „rough rule of thumb for rectifying" von historischem Unrecht vor (R. Nozick, Anarchy, 
State, and Utopia, a. a. O., 231). Nozick berücksichtigt hierbei das im Text oben diskutierte Problem nicht, 
dass der übliche Schädigungsbegriff nicht anwendbar ist. Für alternative Interpretationen der Frage, welchen 
Unterschied die Vergangenheit normativ macht, und Interpretationen, die unpersönlich in dem Sinne sind, 
dass sie nicht auf Vergleichen der Zus tände von Personen beruhen, vgl. P. Vallentyne, Teleology, 
Consequential ism, and the Past, in: Journal of Value Inquiry, 22 (1988), 89-101 ; Th. E. Hill, The Message of 
Affirmative Action, in: Social Philosophy & Policy, 8 (1990/91), 108-129; F. Feldman, Utilitarianism, 
Hedonism, and Desert, Cambridge 1997, Kap. 1 u. 4. 

17 Vgl. auch Α. Marmor, Entitlement to Land and the Right to Return, a. a. O., 325. 
18 Vgl. Β. Morris, Righteous Victims. A History of the Zionist-Arab Conflict, 1881-2001, New York 2001, Kap. 

6; vgl. auch Ν. Ν. Rouhana, Truth and Reconciliation. The Right of Return in the Context of Past Injustice, in: 
Exil and Return. Predicaments of Palestinians and Jews, hg. v. A. M. Lesch/1. S. Lustick, Philadelphia 2005, 
261-278, hier: 268. 

19 Vgl. G. Sher, Transgenerational Compensation, in: Philosophy & Public Affairs, 33 (2005), 181-200. 
20 Angenommen, wir könnten diesen hypothetischen Zustand der Welt bestimmen. 
2 1 Vgl. zum Beispiel G Sher, Ancient Wrongs and Modern Rights, in: Philosophy and Public Affairs, 10(1981), 3-17. 
22 Vgl. D. Lyons, Unfinished Business. Racial Junctures in US History and Their Legacy, a. a. O. 
23 Es geht hier also nicht um pragmatische Gründe für zum Beispiel Verjährungsvorschriften oder die Lehre vom 

rechtswidrigen Besitz. 
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2 4 Vgl. zum Beispiel L. H. Meyer , Transnat ional Au tonomy. Respond ing to Historical Injust ice in the Case of the 
Saami and Roma Peoples , in: Internat ional Journal on Minor i ty and G r o u p Rights , 8 (2001) , 2 6 3 - 3 0 1 , Ab-
schnit t 10 (Diskuss ion der normat iven Bedeu tung sub-souveräner t ransnat ionaler Kont ro l le über das He ima t -
land für die pol i t i sche und kul ture l le A u t o n o m i e des Saami-Volkes) und Abschni t t 11 (Diskuss ion der n icht -
terr i tor ialen A n s p r ü c h e des Volkes der R o m a auf S i che rung des Status als Minderhe i t in den Ländern , in 
denen sie ihren Wohns i tz haben , und auf A n e r k e n n u n g als t ransna t iona le Minderhe i t , um e ine t ransna t iona le 
Gruppen iden t i t ä t zu schützen) . 

25 Oder in den Worten von David Lyons (The N e w Indian C l a i m s and Original Rights to Land, a. a. O. , 370) : 
„proper ty r ights themse lves , and not ju s t thei r exerc ise or contents , are relat ive to c i r cums tances . " 

26 Vgl . J. Waldron , Superseding Historic Injustice, a. a. O., 24; und ders. , Redress ing Historic Injustice, a. a. O., 
Abschni t t 7. Die Aufhebungs these betriff t allein die andauernde Wirkung vergangenen Unrechts . Die Behaup-
tung, ein historisches Unrecht sei aufgehoben, bedeutet weder, dass die früheren ungerechten Rechtsverletzungen 
nicht ungerecht waren, noch, dass sie nicht mehr länger für ungerecht gehal ten werden sollen. Selbst wenn be-
s t immtes Unrecht im genannten Sinne aufgehoben wäre , könnten wir sehr wohl unter Pfl ichten stehen, das Un-
recht als solches anzuerkennen und zum Beispiel mit Blick auf die Opfe r symbol ische Restitution zu leisten (vgl. 
unten, Abschni t t 2 des zweiten Teils; und L. H. Meyer , Obl igat ions et Réparat ion Symbol ique , a. a. O.). 

27 J. Waldron , Redress ing Histor ic Injus t ice , a. a. O., Abschni t t 7 (Übe r se t zung L. H. M.) . 

2 8 Ebd. 
29 Dami t soll nicht behaupte t w erden , J e r e m y Waldron oder David Lyons wären der A u f f a s s u n g , d ieses Unrecht 

j ü n g e r e n D a t u m s sei a u f g e h o b e n . Beide ver t re ten die A u f f a s s u n g , es sei p lausibel , e in iges kolonia le Unrech t 
von vor zwe ihunder t Jahren als durch die d ramat i schen Änderungen , die s ta t tgefunden haben, für a u f g e h o b e n 
zu hal ten (vgl . aber die Kritik Paul Pat tons an der Behaup tung , ko lon ia les Unrecht in Aust ra l ien und N e u s e e -
land sei au fgehoben : P. Patton, Coloniza t ion and Historical I n j u s t i c e - T h e Austral ian Exper iene , in: Just ice in 
T ime, a. a. 0 . , 1 5 9 - 1 7 2 , hier: 167 -170 ) . 

3 0 Vgl . die vors ich t ig präzise Ana ly se der legi t imen A n s p r ü c h e des j ü d i s c h e n und des pa läs t inens i schen Volkes 
auf Se lbs tbes t immung in: Ch. Gans , The Palest inian Right of Return and the Justice of Z ion ism, in: Theoret ical 
Inquir ies in Law, 5 (2004) , 2 6 9 - 3 0 4 ; ders. , T h e Limits of Na t iona l i sm, C a m b r i d g e 2003 , Kap. 4. 

31 Vgl . R. Isotalo, Pales t in ian Return . Ref lec t ions on U n i f y i n g Discourses , Dispers ing Pract ices and Residual 
Narra t ives ; und S. Hanaf i , T h e Soc io logy of Return . Palest inian Social Capi ta l , Transna t iona l Kinsh ips and 
the R e f u g e e Repatr ia t ion Process , be ides Bei t räge zur „Internat ional C o n f e r e n c e on Israel and the Palest inian 
R e f u g e e s " , vgl . unten, Fn. 55. 

32 Vgl. zum Beispiel S. Wiessner, Rights and Status o f l n d i g e n o u s Peoples. A Global Compara t ive and International 
Legal Analys is , in: Harvard Human Rights Journal , 12 (1999) , 5 7 - 1 2 8 ; B. Kingsbury, . Ind igenous Peoples" in 
Internat ional Law. A Const ruc t iv is t Approach to the Asian Controversy , in: Amer i can Journal of Internat ional 
Law, 92 (1998) , 4 1 4 ^ 1 5 7 ; L. H. Meyer , Transna t iona l Au tonomy , a. a. O. 

33 A. Marmor , Ent i t lement to Land and the Right o f Return, a. a. O. , 328. 
34 Ebd. 
35 A u f w e l c h e m Terr i tor ium das j ü d i s c h e Recht auf Se lb s tbe s t immung bei A n e r k e n n u n g des pa läs t inens i schen 

Rechts auf Rückkehr auszuüben wäre, diskutiert Cha im Gans aus l iberal-zionist ischer Sicht in: The Palestinian 
Right o f Return and the Jus t ice of Z ion i sm, a. a. O. , 2 9 1 - 2 9 4 . 

3 6 A. M a r m o r , Ent i t lement to Land and the Right o f Return, a. a. O., 329 f.; A. Fol lesdal , T h e Special C l a i m s of 
Ind igenous Minor i t i es to Cor rec t ive Justice, in: Just ice in Time, a. a. O., 3 3 9 - 3 5 3 , Abschni t t 4; H. H a n n u m , 
Autonomy, Sovereignty, and Sel f -Determinat ion . The Accomoda t ion of Conf l ic t ing Rights, Philadelphia 1990; 
vgl. auch A. Harel, Whose Home Is It? Reflections on the Palestinians' Interests in Return, in: Theoretical Inquiries 
in Law, 5 (2004), 3 3 3 - 3 7 7 . Harel behauptet , dass die Interessen der Palästinenser, r ichtig vers tanden, deren 
Recht auf Rückkehr nicht s tützen, während ich der A u f f a s s u n g bin, dass die Paläs t inenser ihr Recht auf Rück-
kehr unter Berücks ich t igung auch einiger der Erwägungen ausüben soll ten, die Harel sehr hi l f re ich diskut ier t . 

37 Hierzu vgl . auch U. Avnery, Die Utopie des b ina t iona len Staats, in: Blät ter für deu t sche und in ternat ionale 
Poli t ik, Hef t 12 (2003) , 1 4 8 0 - 1 4 8 4 . 

3 8 Kontrol l ier t Israel die Geb ie t e „Samar i a " , „ J u d ä a " und „ G a z a " , werden die a rab ischen B e w o h n e r in Israel 
und den von Israel kontrol l ier ten Gebie ten in wen igen Jahren die Bevö lke rungsmehrhe i t bi lden (vgl . T. Judt , 
Israel. Die Al terna t ive , in: Blät ter für deu t sche und in ternat ionale Poli t ik, Hef t 12 [2003] , 1 4 7 2 - 1 4 7 9 , hier: 
1473 f.). 
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39 Vgl. zum Beispiel A. Jamal , The Palestinian lDPs [Internally Displaced Persons] in Israel and the Predicament of 
Return. Between Imagining the Impossible and Enabling the Imaginative, in: Exil and Return, a. a. O., 133-160 . 

4 0 Dies auch nur annähe rnd zu erre ichen, ist für Israel auch wegen der hohen Zahl von ( jüd ischen) E inwanderern 
aus der f rüheren Sowje tun ion schwier ig (vgl. zum Beispiel D. Siegel, The Great Immigrat ion. Russian Jews in 
Israel, N e w York /Oxford 1998). 

41 Vgl . E. Barkan, Cons ide ra t ions Toward Accep t ing Historical Responsibi l i ty , in: Exil and Return , a. a. 0 . , 8 5 -
105, hier : 92 f. 

42 Zur Frage, wie viele Pa läs t inenser von ihrem Recht auf Rückkeh r in das heut ige Israel Geb rauch machen 
w ü r d e n , vgl. S. Hanaf i , T h e Soc io logy of Return, a. a. O., wobe i auch , wie schon betont , s icher ein wich t iger 
Faktor wäre, wie günst ig die besonderen Bedingungen einer Migrat ion in den zu gründenden paläs t inensischen 
Staat wären . Zu den Gründen von Paläs t inensern , heute in die pa läs t inens ischen Gebie te zu migr ieren , vgl. R. 
Isotalo, Palest inian Return, a. a. O. Z u den Lebensbed ingungen in den pa läs t inens ischen Gebie ten , die sich in 
den letzten Jahren wei te r verschlechter t haben, vgl. zum Beispie l die In fo rma t ionen der Europä i schen K o m -
miss ion zur Begründung ihrer humani tä ren Hi l fs le is tungen: h t tp : / /ec .europa .eu/echo/ f ie ld /gaza / index_en.h tm 
(17. Juli 2006) . 

4 3 Vgl . R. Halevi , Israel and the Ques t ion of the Nat iona l State, in: Pol icy Review, Apr i l /Mai 2004 , ht tp: / / 
www.pol icyrev iew.org /apr04/ha lev i .h tml (17. Juli 2006) . 

4 4 Zu den Insti tutionen einer solchen Transi t ion sowie rechts- und sozia lphi losophischen Fragen ihrer Legit imität 
und Gerech t igke i t unter ungüns t igen B e d i n g u n g e n vgl. L. H. Meyer , His tor i sche Gerecht igke i t , Ber l in /New 
York 2005 , Kap. VI u. VII . 

4 5 Für den bee ind ruckenden Versuch eines israel ischen und e ines pa läs t inens i schen Wissenschaf t l e r s , die Mög-
lichkeit e iner t rans i tor ischen Versöhnung unter ihren Völkern auszu lo ten , vgl . Y. Pe led /N. N. Rouhana , 
Trans i t ional Jus t ice and the Right o f Return of the Pales t in ian Re fugees , in: Theore t ica l Inquir ies in Law, 5 
(2004) , 3 1 7 - 3 3 2 . 

4 6 Auch die Vere inbarung der „ G e n f e r Ini t ia t ive", die von pa läs t inens ischen und israel ischen Persönl ichke i ten 
am 1. Dezember 2003 unterze ichnet wurde , beruht unter ande rem auf d e m Kompromis s , w e d e r den jüd i schen 
C h a r a k t e r des Staats Israel noch das Rech t der Pa lä s t inense r a u f R ü c k k e h r a n z u e r k e n n e n (vgl . ht tp: / / 
www.geneva -acco rd .o rg /Acco rd . a spx?Fo lde r ID=33&lang=en - 17. Juli 2006) . 

4 7 Für e ine aus führ l i che Diskuss ion der Pf l icht zu symbo l i s che r Rest i tu t ion als übe r l ebender Pf l icht vgl . L. H. 
Meyer , His tor i sche Gerech t igke i t , a. a. O. , Kap. III. 

4 8 Für e ine e ingehende Interpretat ion der Mis sach tung e iner Person durch Ver le tzung und A b e r k e n n u n g ihrer 
g rund legenden Rechte vgl. A. Honne th , K a m p f um Ane rkennung . Z u r mora l i schen G r a m m a t i k sozialer Kon-
fl ikte, F rankfu r t /M. 1992, Kap. 6, insb. 2 1 4 - 2 1 6 . Wenn die O p f e r h is tor ischen Unrech ts er inner t werden , sind 
sie häuf ig O p f e r der Mis sach tung in den drei von Honne th un te r sch iedenen Schichten g e w e s e n : prakt i sche 
Misshandlung, Entrechtung und Entwürd igung (vgl. auch A. Honneth , Ane rkennung und mora l i sche Verpflich-
tung, in: Ze i t schr i f t für ph i losoph i sche Forschung , 51 [ 1997], 25—41, hier : 33 f. - Zu den andaue rnden Ause i -
nanderse tzungen über die öf fent l iche A n e r k e n n u n g der Wahrhei t h is tor ischen Unrechts und zu deren normat i -
ven S ign i f ikanz vgl. auch L. H. Meyer , His tor i sche Gerecht igke i t , a. a. O. , Kap. III, Abschn i t t 7; Kap. V, 
A b s c h n i t t 4 und Kap. VII) . 

4 9 N o c h sch l immer ist w o m ö g l i c h die en t sp rechende B e h a u p t u n g über die Täter , wenn sie ve r l eumder i sch ist: 
Sie hätten die Rech te andere r auf s c h l i m m e Weise ver le tzt und geglaubt , dar in gerech t fe r t ig t zu sein. Le ider 
ist d ies nicht selten wahr . 

50 Z u m Begr i f f der übe r l ebenden Pf l icht vgl . L. H. Meyer , His tor i sche Gerech t igke i t , a. a. O., 9 1 - 9 9 . 

51 Für e ine Ana lyse und Diskuss ion mit Bl ick auf die Roma/S in t i und Saami vgl . L. H. Meyer , His tor i sche 
Gerecht igke i t , a. a. O. , Kap. IV, Abschn i t t e 1 u. 2. 

52 Ebd. , Kap. V .Abschn i t t 3. 

53 Zu den anderen Faktoren zählt, dass sich die Vertretung der Paläst inenser unter anderem auf Grund ihrer 
uneindeut igen Hal tung zu den meines Erachtens il legitimen Terroranschlägen auf die israelische Zivi lbevölke-
rung aus israelischer Sicht als Partner e ines Versöhnungsprozesses disqualif iziert . Auch die Klärung und die 
Übernahme von Verantwortung für den palästinensischen Terror wäre ein zentraler Gegenstand eines Versöhnungs-
dialogs. 

54 Für Vorschläge zur Berechnung solcher Kompensat ions lc is tungen vgl. zum Beispiel R. Klinov, Reparat ions and 
Rehabili tation of Palestinian Refugees , Beitrag zur „Internat ional Confe rence on Israel and the Palestinian 
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Refugees" , vgl. unten, Fn. 55; und S. Tamari, Palest inian Refugee Property Cla ims. Compensa t ion and Restitu-
tion, in: Exil and Return, a. a. O., 2 4 6 - 2 5 7 . Zur Frage relevanter historischer Analogien f i i rd ie Einschätzung der 
Ansprüche der Palästinenser vgl. E. Barkan, Considerat ions Toward Accept ing Historical Responsibility, a. a. O., 
9 4 - 1 0 1 . 

55 Für me ine Interpretat ion der mora l i schen , recht l ichen und pol i t i schen B e d e u t u n g his tor ischen Unrech t s vgl. 
L. H. Meyer , His tor ische Gerecht igkei t , a. a. O. Erste Über l egungen zum Recht auf Rückkehr präsent ier te ich 
auf der „ In terna t ional C o n f e r e n c e on Israel and the Palest inian R e f u g e e s " , Max-P lanck- Ins t i tu t f ü r aus ländi -
sches ö f fen t l i ches Recht und Völker rech t , Heide lberg , 11 . - 1 3 . Juli 2003 . Sie sind veröf fen t l i ch t unter d e m 
Titel: Historical Injust ice and the Right to Return, in: Theoret ical Inquiries in Law, 5 (2004), 3 0 5 - 3 1 5 ; deutsch 
in: Sinn für Ungerecht igkei t , hg. v. Ch . Lienkamp/1. Kaplow, Baden-Baden 2005, 138-149 . Ich möchte Cha im 
Gans, Ruth Gavison, Alón Harel, Chris toph Lienkamp, Ian Kaplow, besonders auch Frank Dietrich und Reinold 
S c h m ü c k e r und, wie stets, Barbara Rei ter f ü r ihre h i l f re iche Krit ik und h i l f re ichen K o m m e n t a r e danken . 
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